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Resolution „Die Herausforderungen der Flüchtlingskrise im Alpenraum bewältigen“
Europa steht vor einer schwierigen Aufgabe: seit Ende des zweiten Weltkriegs waren nicht mehr so viele Menschen auf der Flucht vor Kriegen oder anderen Situationen schwerer Not. Trotz zeitweilig rückläufigem Ankunftsgeschehens, sind gegenwärtig die Asylsysteme der betroffenen europäischen Staaten einem starken Druck ausgesetzt. Die Dimension der zu bewältigenden Herausforderungen kann daher nur von allen europäischen Staaten gemeinsam und in solidarischer Zusammenarbeit gemeistert werden.

Die Aufnahme von Flüchtlingen gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention bzw. subsidiär Schutzberechtigten findet in Wahrnehmung humanitärer Verpflichtungen statt. Im Interesse einer verantwortungsvollen und nachhaltigen Flüchtlingspolitik muss dabei auf die Leistungs- bzw. Aufnahme- und Integrationsfähigkeit einer Gesellschaft Rücksicht genommen werden. Gleichzeitig hat jeder Staat  auch das Recht bzw. sicherheitspolitisch die Pflicht zu wissen, wer sich in seinem Staatsgebiet aufhält. Daher sind gemeinsame Anstrengungen notwendig, die unkontrollierten Flüchtlingsbewegungen in den Arge Alp-Raum wirkungsvoll zu steuern und zu begrenzen. Die Arge Alp fordert die Europäische Union dringend auf, dafür eine nachhaltige Strategie und ein Bündel an effektiven Maßnahmen zu entwickeln und durchzusetzen. Dazu gehört u.a. die effektive Sicherung der EU-Außengrenze (einschließlich der Kooperation mit verlässlichen Drittstaaten) in Verbindung mit der Einrichtung von Registrierungszentren (Hot spots), gegebenenfalls auch bereits in den Herkunftsregionen der Flüchtlinge oder in außereuropäischen Transitstaaten. Schon an den Außengrenzen muss eine genaue Erhebung der Daten stattfinden und sichergestellt werden, dass nur Menschen mit Bleibeperspektive oder gültigem Aufenthaltstitel nach Europa kommen.
Die Überwindung von Grenzen im Alpenraum, die Vertiefung der grenzüberschreitenden Beziehungen ist eine Kernaufgabe der Arge Alp. Die Regierungschefs würdigen deshalb den Schengen-Raum als eine wichtige Errungenschaft der EU. Die Arge Alp stellt umso mehr mit Bedauern fest, dass ein effektiver Außengrenzschutz weiterhin Not leidet und deshalb in einigen EU-Mitgliedstaaten Binnengrenzkontrollen notwendig sind. Die Arge Alp zeigt grundsätzlich Verständnis dafür, dass in der derzeitigen Situation abgestimmte Grenzraumkonzepte zur gemeinschaftlichen Bewältigung der Flüchtlingsbewegungen in den Alpenregionen umgesetzt werden. Die Arge Alp-Länder und –Kantone erwarten aber, dass die unmittelbar betroffenen Regionen in die Abstimmungsprozesse für die Grenzraumkonzepte einbezogen werden.
Zur Bewältigung der Aufgaben sind solidarische Lösungen erforderlich. Die Konzentration großer Fluchtbewegungen auf einige wenige europäische Staaten stellt diese in jeder Hinsicht vor große Belastungen. Alle müssen daher gemeinsam die Anstrengungen zur Bewältigung der Flüchtlingskrise fair und ausgewogen mittragen. Die Arge Alp fordert ein auf Dauer angelegtes System, das es ermöglicht, im Bedarfsfall die Verantwortung für die zahlreichen Flüchtlinge solidarisch unter den Staaten aufzuteilen. Maßgebliche Parameter für die Verteilung auf die einzelnen EU-Staaten könnten etwa die jeweilige Bevölkerungsgröße und Wirtschaftskraft eines Staates sein, ebenso wie die bisherige Aufnahmeleistung. 
Die Asylverfahren müssen beschleunigt werden. Für diejenigen, die die Voraussetzungen für eine Anerkennung als Flüchtling nicht erfüllen, sind rasche Rückführungen vorzusehen. Insbesondere ist aber mit Blick auf die anerkannten Flüchtlinge die Integration unverzichtbarer Bestandteil des Zuwanderungsprozesses. Ziel der Integration ist die gleichberechtigte Möglichkeit der Teilhabe am gesellschaftlichen, sozialen, ökonomischen, politischen und kulturellen Leben der Aufnahmegesellschaft. Sie setzt Anerkennung der Gesetze und der lokalen Gepflogenheiten, Sprachkompetenz sowie die Bereitschaft zur Arbeit voraus – Integrationsleistungen, die die Arge Alp-Länder und –Kantone von den Migrantinnen und Migranten verlangen und sie mit Integrationsangeboten dabei unterstützen. Es gilt der Grundsatz des Förderns und Forderns.
Der Integrationsprozess von anerkannten Flüchtlingen erfolgt durch das Erlernen der Landessprache, die Unterbringung sowie die Arbeitsmarktintegration zur Sicherung des Lebensunterhalts. Begleitend sind Maßnahmen zur Orientierung im neuen Land, (Aus)bildung und Qualifizierung sowie soziale Integration erforderlich. Der Schlüssel für ein friedliches Miteinander über kulturelle Grenzen hinweg liegt im gegenseitigen Verständnis und Respekt. Wesentliche Integrationsvoraussetzung ist deshalb die Akzeptanz der Grundregeln des Zusammenlebens in unserer Gesellschaft und unserer Grundwerte wie Demokratie, Gewaltverbot, Vorrang staatlicher Gesetze vor der Religion, Recht auf Selbstbestimmung, Gleichberechtigung von Frauen und Männern sowie die allgemeine Schulpflicht. 

Damit Integrationspolitik erfolgreich ist, sind u.a. im Sinn der Multi-Level-Governance zwischen den verschiedenen zuständigen Ebenen – je nach staatlicher Kompetenzlage können dies Nationalstaat, Land bzw. Kanton, Kommune und EU sein– flächendeckende und aufeinander abgestimmte Integrationsmaßnahmen erforderlich. Darauf sollten alle Ebenen einen besonderen Fokus richten und, wo noch erforderlich, die zentralen bzw. nationalen Stellen ihren Integrationsstrategien und -konzepten ein mit der regionalen Ebene abgestimmtes Gesamtkonzept zugrunde legen.

Um Flüchtlingsbewegungen zu verhindern, ist den Fluchtursachen vorzubeugen. Auf internationaler Ebene sind gezielte Maßnahmen erforderlich, die bewaffneten Konflikten und politischer Verfolgung in den Herkunftsländern ein Ende setzen. Darüber hinaus müssen die in der Entwicklungszusammenarbeit tätigen Organisationen unterstützt werden, die in den Herkunftsländern zur Verbesserung der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen beitragen können. Hier sehen sich auch die Arge Alp-Länder und -Kantone in der Pflicht, in ihrer Entwicklungszusammenarbeit entsprechende Schwerpunkte zu setzen.
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